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sämtlich unter Gesichtspunk-

ten des Strahlenschutzes ver-

wahrt werden und nicht, wie 

das bereits tatsächlich ge-

schieht, zu 95 Prozent in die 

Umwelt freigesetzt und recy-

celt. 

Die freigesetzten Aktivitäts-

mengen sind dabei nicht ge-

ring. Für 14.500 Tonnen so-

genannter freigemessener ra-

dioaktiver Abfälle aus dem 

stillgelegten Atomkraftwerk 

Lubmin bei Greifswald, die 

von 1996 bis Mitte 2010 auf 

der Deponie Ihlenberg bei 

Schönberg, östlich von Lü-

beck, abgelagert wurden, gab 

das Ministerium für Wirt-

schaft, Arbeit und Tourismus 

Mecklenburg-Vorpommern die 

Masse von vier „für die Frei-

gabe von Reststoffen bedeut-

samen“ Radionukliden mit 1,08 

Milligramm an, die jedoch ei-

ne Aktivität von 6,9 Milliar-

den radioaktive Zerfälle pro 

Sekunde (Becquerel) aufwei-

sen [2]. Diese bilden das Maß 

für die Schadwirkung, nicht 

die Menge in Milligramm. 
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Endlager-
Kommission 
vom 3. Novem-
ber 2014 
 
Klagen der Energiever-
sorger und Evaluierung 
des Standortauswahlge-
setzes 
 
Die Sitzung der „Kommission 

Lagerung hoch radioaktiver 

Abfallstoffe“, die im Kern 

Anhörungen zur Evaluierung 

des Standortauswahlgesetzes 

vorsah, startete am 3. Novem-

ber 2014 zunächst mit einer 

Kontroverse um die Klagen 

der Energieversorger. Eine 

nicht geringe Anzahl von be-

reits eingereichten und in 

Vorbereitung befindlichen Kla-

gen der Energieversorger soll 

die Rechtsposition der eben-

falls in der Kommission ver-

tretenen Unternehmen sichern. 

Eine sich aus Gegenreden der 

Umweltverbände und Parteien-

vertreterInnen der SPD, Grü-

nen und Linken entwickeln-

den Kontroverse über das ge-

meinsame Verständnis der 

Kommissionsarbeit nach Be-

kanntwerden der Klagen, wur-

de von der Ko-Vorsitzenden 

Ursula Heinen-Esser (CDU) 

unnachahmlich auf den Nach-

mittag „verlächelt“, berichten 

Vertreter der Bürgerinitiative 

Umweltschutz Lüchow-Dan-

nenberg. Aus Zeitmangel habe 

diese Kontroverse dann an 

diesem Tag ihre Ernsthaftig-

keit nicht mehr entfalten kön-

nen. 

Planmäßig wurden die Anhö-

rungen zur Evaluation durch-

geführt, die dann alle Facetten 

der Rechtsauslegung darbot 

und genug Stoff für tagelange 

Diskussionen lieferte. Geladen 

und dennoch nicht erschienen 

waren die Vertreter von Green-

peace, .ausgestrahlt und der BI 

Lüchow-Dannenberg. „Wir sind 

überall dort gesprächsbereit, 

wo der Hauch einer Chance 

besteht, dass Argumente auf-

genommen oder wiederlegt 

werden. Überall, wo dies aber 

nicht der Fall ist, haben wir 

Sprache und Aktionen, dies 

aufzuzeigen“, hatten die drei 

Organisationen in ihrer 

schriftlichen Absage erklärt. 

Strahlentelex hatte das in sei-

ner vorigen Ausgabe doku-

mentiert. 

Unklar bleibe aus dieser Sit-

zung vor allem, wie überhaupt 

ein Prozess entstehen soll, der 

aus Zeitmangel grundlegende 

Diskussionen vertagen muss 

und fachliche Anhörungen auf 

jeweils zehn Minuten be-

grenzt, fragt sich Martin Do-

nat von der BI Lüchow-

Dannenberg. 

In der Kritik stand bei der 

Anhörung zum Standortaus-

wahlgesetz (StandAG) unter 

anderem das im Gesetz vorge-

sehene Verfahren, nach dem 

der Bundestag vor allem per 

Gesetzesbeschluss die Aus-

wahl des Standortes entschei-

den soll. Ullrich Wollenteit 

von der Kanzlei Günther stell-

te die Verfassungsmäßigkeit 

dieser Regelung in Frage. Das 

Verfahren habe „gravierende 

Auswirkungen auf den Rechts-

schutz“, denn ein Gesetzesbe-

schluss könne nur per Verfas-

sungsbeschwerde angegriffen 

werden. Laut Olaf Däuper von 

der Kanzlei Becker Büttner 

Held folgt daraus, dass nur ein 

beschränkter Kreis von Perso-

nen beschwerdeberechtigt sein 

werde. Umweltverbände etwa 

hätten kein Klagerecht. Zu-

dem sei der Prüfungsmaßstab 

auf die Verfassung begrenzt, 

während bei der Alternative 

einer Verwaltungsentschei-

dung auch einfache Gesetze 

herangezogen werden könn-

ten. Bettina Keienburg von 

der Kanzlei Kümmerlein ver-

wies zudem darauf, dass durch 

eine gesetzliche Standortfest-

legung auch europarechtliche 

Probleme in Hinblick auf den 

Rechtsschutz bei der Umwelt-

verträglichkeitsprüfung auftre-

ten könnten. 

Marc André Wiegand von der 

Universität Leipzig problema-

tisierte die Art der Einbindung 

der Öffentlichkeit. Das Gesetz 

sehe eine breite Öffentlich-

keitsbeteiligung vor. Aller-

dings könne eine Verletzung 

dieser Vorschriften kaum ge-

rügt werden, da sie nicht in 

rechtlich anfechtbare Verwal-

tungsentscheidungen, sondern 

in praktisch unangreifbare Ge-

setzentwürfe mündeten. Hans 

Peter Bull, emeritierter Pro-

fessor von der Universität 

Hamburg, hob hingegen die 

Vorteile des gewählten Ver-

fahrens im Kontrast etwa zu 

einem Planfeststellungsverfah-

ren hervor. Der Gesetzgeber 

habe eine „höhere Legitimati-

on“. Zudem dürfe sich die Po-

litik auch unter Beteiligung 

der Öffentlichkeit und Wis-

senschaft nicht aus der Ver-

antwortung entfernen, sondern 

müsse Entscheidungskompe-

tenzen nutzen. 

In der Frage der Kostenbetei-

ligung der Atomkonzerne bei 

der Standortsuche gingen die 

Meinungen auseinander. Hans-

Wolfgang Arndt, emeritierter 

Professor von der Universität 

Mannheim, bezweifelte die 

Verfassungsmäßigkeit der Re-

gelung, nach der die Kern-

kraftbetreiber über ein Umla-

geverfahren die Standortsuche 

finanzieren sollen. Johannes 

Hellermann, Professor an der 

Universität Bielefeld, bejahte 

die grundsätzliche Rechtmä-

ßigkeit des Verfahrens. Zu 

klären sei allerdings, welche 

Kosten genau umgelegt wer-

den können. 

Auch die Frage nach der Ein-

beziehung von Gorleben in die 

Standortsuche war Thema der 

Expertenausführungen. Laut 

StandAG wird Gorleben nicht 

ausgeschlossen, allerdings wur-

de ein Erkundungsstopp aus-

gesprochen. Laut Ullrich Wol-

lenteit hätte Gorleben im Ge-

setz aber ausgeschlossen wer-

den müssen, um eine Vorent-

scheidung auf diesen Standort 

zu vermeiden. Herbert Posser 

von der Kanzlei Freshfields 

Bruckhaus Deringer kritisierte 

hingegen, daß der Erkundun-

gsstopp auf einer unzulässigen 

Prämisse im StandAG beruhe, 

nämlich der Annahme, daß 

ohne Erkundungsstopp trotz 

Neuanfang der Standortsuche 

eine Vorfestlegung geschehe. 

Der Erkundungsstopp sei folg-

lich nicht rechtmäßig. Die 

Einbeziehung Gorlebens wur-

de auch von Helmut Rösch-

eisen vom Deutschen Natur-

schutzring kritisch hervorge-
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hoben. Grundsätzlich müsse 

zudem die Öffentlichkeitsbe-

teiligung verbessert werden. 

Röscheisen mahnte eine zügi-

ge Überarbeitung des Geset-

zes an, um die „fundamentalen 

Konstruktionsfehler“ auszuräu-

men. 

Vor Beginn der eigentlichen 

Anhörung hatte die Ko-

Vorsitzende der Kommission, 

Ursula Heinen-Esser (CDU), 

Kritik an den Organisationen 

geübt, die öffentlich ihre Teil-

nahme an der Anhörung abge-

lehnt hatten. Hubertus Zdebel 

(Die Linke) verteidigte da-

raufhin die Absage der Orga-

nisationen unter Verweis auf 

die grundsätzliche Skepsis, mit 

der diese die Kommission seit 

Anbeginn begleitet haben. Tat-

sächlich waren die jetzt vorge-

tragenen Kritikpunkte am Stand-

AG bereits sämtlich vor dessen 

Inkrafttreten der Politik gegen-

über vorgebracht worden.  

 
Berichtigung 1 
 

Update: 
Säuglingssterb-
lichkeit in Japan 
nach Fukushima 
 

In dem Beitrag von Alfred 

Körblein: „Update: Säuglings-

sterblichkeit in Japan nach 

Fukushima“ im Strahlentelex 

Nr. 668-669 vom 6.11.2014 

muß es auf der Seite 5 in der 

Spalte 1 der Tabelle 1 statt 

tstudy richtig dmarS und statt 

dmar11 richtig dmarC heißen. 

Wir bitten, dieses Versehen zu 

entschuldigen.  

 
Berichtigung 2 
 

SPD, nicht CDU 
 

In der vorigen Ausgabe 

(Strahlentelex 668-669 vom 

6.11.2014) wurde auf der Sei-

te 7 die Bundesumweltminis-

terin Barbara Hendricks 

fälschlich der CDU anstelle 

der SPD zugeordnet. Ein auf-

merksamer Leser machte da-

rauf aufmerksam. Frau Hend-

ricks und die Leserinnen und 

Leser mögen dieses Versehen 

verzeihen.  

Die Leiter der europäischen 

Strahlenschutz- und Reaktor-

sicherheitsbehörden haben erst-

mals ein europaweites Kon-

zept für die Bewältigung von 

schweren kerntechnischen Un-

fällen vorgelegt, das auf eine 

Initiative des deutschen Bun-

desumweltministeriums (BMUB) 

zurückgehe und ein einheitli-

ches Bewertungsschema für 

den Zustand von Atomanlagen 

enthalte. Das erklärte das 

BMUB anläßlich der Veröf-

fentlichung des Papiers am 24. 

November 2014. Damit wür-

den auch erstmals grenzüber-

schreitende Empfehlungen für 

erste Maßnahmen bei schwe-

ren Atomunfällen gegeben. 

Bundesumweltministerin Bar-

bara Hendricks lobte der Mit-

teilung zufolge die Entschei-

dung als wichtigen Schritt hin 

zu einheitlichen Standards. 

Radioaktive Strahlung mache 

nicht an Grenzen halt. Da es 

in unseren Nachbarländern 

mehrere Atomkraftwerke in 

der Nähe der deutschen Gren-

ze gebe, diene ein gemeinsa-

mes Vorgehen auch unserem 

Schutz. Sie begrüße daher, 

daß es gelungen sei, ein ge-

meinsames europäisches Kon-

zept zur Bewältigung von 

schweren atomaren Unfällen 

zu erarbeiten. 

Das Konzept war in den zu-

rückliegenden Monaten von ei-

ner gemeinsamen „Task Force 

ATHLET“ erarbeitet worden. 

21 Experten für Reaktorsi-

cherheit, Notfallschutz und 

Strahlenschutz aus 14 Ländern 

leiteten „aus den Erfahrungen 

in Fukushima ein robustes 

Bewertungsschema für den 

Zustand eines havarierten 

Atomkraftwerks ab und gaben 

Empfehlungen für die Planung 

von Maßnahmen zum Schutz 

der Bevölkerung in der Früh-

phase eines schweren Unfalls“, 

wird erklärt. Die Experten sind 

Vertreter der Leiter der euro-

päischen Strahlenschutz- (Heads 

of the European Radiological 

Protection Competent Authori-

ties, HERCA) und Reaktorsi-

cherheitsbehörden (Western 

European Nuclear Regulator’s 

Association, WENRA). HERCA 

ist eigenen Angaben zufolge 

ein freiwilliger Zusammen-

schluß, der 2007 gegründet 

wurde. WENRA begann mit 

seiner Kooperation bereits 

1999. 

In allen europäischen Ländern 

gebe es seit Jahren effiziente 

Mechanismen, um im Notfall 

adäquat reagieren zu können, 

behauptet das BMUB. Auf 

Basis einer Vielzahl von An-

lagenparametern könne in 

Verbindung mit numerischen 

Wettervorhersagen präzise pro-

gnostiziert werden, welche Maß-

nahmen an welchem Ort not-

wendig seien, um die Bevöl-

kerung vor Schaden zu be-

wahren. Wie die dreifache Ka-

tastrophe von Fukushima al-

lerdings gezeigt hat, hat genau 

das in Japan nicht funktio-

niert. „Widrige Umstände“, 

heißt es deshalb jetzt, könnten 

dazu führen, daß der für diese 

Form von Vorhersagen und 

Bewertungen notwendige Da-

tenaustausch unterbrochen wird. 

In genau solchen „extrem un-

wahrscheinlichen“ Situationen, 

wie sie aber in Japan bereits 

stattfanden, soll das nun vor-

gestellte Bewertungsschema 

Anwendung finden. Es ermög-

liche eine „robuste Klassifizie-

rung auf Basis einer stark 

reduzierten Anzahl von Anla-

gen- und Wetterparametern“, 

die auch unter ungünstigsten 

Bedingungen zur Verfügung 

ständen. 

Das Bewertungsschema sei 

bewusst auf die wesentlichen 

Maßnahmen Evakuierung, Auf-

enthalt in Gebäuden und Jod-

blockade reduziert, wird er-

klärt: 

 Bis zu einem Abstand von 

5 Kilometern vom Atom-

kraftwerk sollen die zuständi-

gen Behörden auf eine Evaku-

ierung vorbereitet sein. Und 

für eine eventuelle Auswei-

tung auf bis zu 20 Kilometer 

soll eine geeignete Strategie 

vorliegen. 

 Bis zu einer Entfernung 

von 20 Kilometern sollen die 

Bewohner darauf vorbereitet 

sein, sich in ihren Wohnungen 

aufzuhalten. Auch eine Jod-

blockade ist hier vorgesehen. 

Für eine eventuelle Auswei-

tung auf bis zu 100 Kilometer 

soll eine geeignete Strategie 

vorliegen. 

Diese Planungsradien entspre-

chen weitgehend denjenigen, 

die die deutsche Strahlen-

schutzkommission (SSK) in 

diesem Jahr empfohlen hat 

und die derzeit in Deutschland 

von den zuständigen Behör-

den umgesetzt werden, erklärt 

das BMUB. Der deutsche An-

satz gehe bei der Jodblockade 

aber über den jetzt verabrede-

ten europäischen Standard 

hinaus. Für Kinder, Jugendli-

che und Schwangere soll im 

ganzen Bundesgebiet und 

nicht nur im Umkreis von 100 

Kilometern um Atomkraft-

werke herum Vorsorge getrof-

fen werden. 

„In Anbetracht des Sicher-

heitsniveaus europäischer Atom-

kraftwerke“ und der im Rah-

men der Fukushima-Nachlese 

umgesetzten Verbesserung mei-

nen HERCA und WENRA, 

daß die Wahrscheinlichkeit ei-

nes mit Fukushima vergleich-

baren Ereignisses, das tatsäch-

lich Evakuierungen in bis zu 

20 Kilometer Entfernung und 

Aufenthalt in Gebäuden sowie 

Jodblockaden bis zu einer Ent-

fernung von 100 Kilometern 

notwendig macht, in Europa 

sehr gering sei.  

Die Empfehlungen der deut-

schen SSK waren am 13./14. 

Februar 2014 von diesem 

Gremium verabschiedet wor-

den. Strahlentelex hatte unter 

Katastrophenplanung 
 

Ein europäischer Standard für 
die Planung von Katastrophen-
schutzmaßnahmen für Atom-
kraftwerke 
 


